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Aktuelles wissenschaftliches Gutachten beweist:  

Einkommensunterschiede bis zu 275.000 € netto zwischen 

angestellten und verbeamteten Lehrkräften. 

SchaLL.NRW  fordert 1.000 € mehr im Monat  

 

Die Einkommensunterschiede zwischen angestellten und verbeamteten 

Lehrkräften in Nordrhein-Westfalen sind größer als bisher angenommen. 

Das ist das Ergebnis eines aktuellen Gutachtens, das von SchaLL.NRW 

in Auftrag gegeben wurde. 

 

Nach den Berechnungen des Gutachters Dr. Michael Popp summieren 

sich die Einkommensunterschiede zwischen angestellten und 

verbeamteten Lehrkräften während der aktiven Berufstätigkeit und dem 

Ruhestand auf bis zu 275.000 € netto. 

 

Durch die zugrunde gelegte Gesamtbetrachtung wird die Dimension der 

finanziellen Diskriminierung in der Lebenszeit erstmalig dokumentiert. 

Um die Einkommens- und Rentenansprüche belastbar einzuordnen, 

arbeitete der promovierte Betriebswirt große Bereiche des Arbeits-, 

Sozialversicherungs- und Steuerrechts auf. Dabei bezieht er sich auf den 

familiären Status sowie auf das gesamte Berufsleben. So werden auch 

die Gehaltsdifferenzen im Ruhestand dokumentiert. 

 



„Das jetzt vorliegende Gutachten ist der wissenschaftliche Beweis für die 

eklatante Ungerechtigkeit in der Bezahlung von angestellten und 

verbeamteten Lehrkräften in NRW. Die enorme Dimension der 

Einkommensunterschiede trotz gleicher Qualifikation und Tätigkeit ist 

skandalös. Die Landesregierung ist jetzt aufgefordert, umgehend Abhilfe 

zu schaffen“, so Stefan Nierfeld vom Landesvorstand der SchaLL.NRW. 

 

Ministerpräsident Laschet und Schulministerin Gebauer seien gefordert, 

alles zu tun, um den Schulstandort NRW zukunftsfähig zu machen. 

Wenn das Land NRW weiterhin Lehrkräfte gewinnen, Unterrichtsausfall 

stoppen und die Unterrichtsqualität steigern will, dann müssen 

umgehend umfassende Maßnahmen eingeleitet werden, die gleichen 

Lohn für gleiche Arbeit im Schuldienst des Landes NRW garantieren. 

In der Konsequenz bedeutet das u. a., dass das Land NRW jeder 

angestellten Lehrkraft im aktiven Berufsleben monatlich mindestens 

1.000 € brutto mehr zahlen müsste. 

 

Tarifliche Regelungen haben in der Vergangenheit die Einkommens-

unterschiede immer weiter anwachsen lassen. Die sauberste Lösung 

wäre daher nach Meinung des gesamten Landesvorstands der 

SchaLL.NRW ein Einkommensgleichstellungsgesetz. 

 

„Das Land NRW muss Verantwortung übernehmen und als größtes 

Bundesland vorangehen,“ so Karin Bödeker, ebenfalls Mitglied im 

Landesvorstand der SchaLL.  

 

Ansonsten besteht die Gefahr, dass neue Lehramtsabsolventen 

weiterhin die lukrativeren Angebote anderer Bundesländer annehmen 

oder in die Privatwirtschaft abwandern.  

 

Wenn man vernünftige Arbeitsbedingungen schafft, kann man sich teure 

Werbekampagnen für den Lehrerberuf  sparen. 



SchaLL.NRW fordert einen Masterplan im Rahmen der 

Besoldungsreform, der den Grundsatz „Gleicher Lohn für Gleiche Arbeit“ 

umsetzt. „Es muss sichergestellt werden, dass angestellte Lehrkräfte im 

Ergebnis netto genauso viel verdienen wie ihre verbeamteten 

Kolleginnen und Kollegen – und zwar im aktiven Berufsleben und 

selbstverständlich auch im Rentenalter. Bis zum Jahre 1984 hatte 

übrigens eine finanzielle Gleichbehandlung im Ruhestand existiert. Diese 

Gleichbehandlung muss zeitnah wieder eingeführt werden,“  so Karin 

Bödeker. 

 

SchaLL.NRW wird das Gutachten den Abgeordneten des Landtags 

NRW, den Elternverbänden, Schülervertretungen sowie Gewerkschaften 

und Verbänden zur Verfügung stellen. 

 

Das Gutachten ist auf der Homepage der SchaLL.NRW unter    

www.schall-nrw.de abrufbar. 
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